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Inhaltliche Zusammenfassung des Durchführungsvertrages zum Vorhaben- und Er-
schließungsplan im Rahmen des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 212 B, 
Deichhörn Süd, der Stadt Varel 
 
Der Durchführungsvertrag zum Bebauungsplan Nr. 212 B, Deichhörn Süd, regelt zunächst in 
§ 1 das Vertragsgebiet und den Inhalt des Vorhabens, der aus der Errichtung 4 Mehrfamili-
enhäusern, 18 Doppel-/Reihenhäusern und 4 Einfamilienhäusern für die Bereitstellung von 
Wohnungen als Ferienwohnungen und zum Dauerwohnen besteht. Zudem wird die Herstel-
lung der Erschließung auf den Vorhabenträger übertragen.  
 
In § 2 werden die Bestandteile des Vertrages, bestehend aus dem Lageplan mit den Gren-
zen des Vertragsgebietes, dem vorhandenen Erschließungsplan, dem vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan Nr. 212 B inklusive Begründung und Umweltbericht, dem Gesamtkonzept 
und der Darstellung des Wendekreises an der Straße „Am alten Deich“ festgelegt. 
 
Alsdann wird in § 3 das geplante Vorhaben (Siehe § 1) unter Bezugnahme auf das Gesamt-
konzept und den vorhandenen Erschließungsplan näher beschrieben. Zudem verpflichtet 
sich der Vorhabenträger, Maßnahmen für eine ökologische Bauweise durchzuführen. Diese 
bestehen in dem Einbau energieffizienter Brennwertthermen sowie Solaranlagen und der 
Abführung von Oberflächenwasser über Rigolen (soweit möglich) sowie die Errichtung eines 
Teiches auf dem eigenen Gelände. 
 
In § 4 verpflichtet sich der Vorhabenträger zur Durchführung des Vorhabens. Hierzu hat er 
spätestens 24 Monate nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes einen Bauantrag zu stellen 
und muss spätestens drei Monate nach Genehmigung mit dem Vorhaben beginnen sowie 
innerhalb von vier Jahren das Vorhaben fertigstellen. 
 
§ 5 legt unter Bezugnahme auf den Vorhaben- und Erschließungsplan die Gestaltung der 
Hochbauten fest. Zudem wird geregelt, dass jede Ferienwohnung durch die Eintragung einer 
beschränkt persönlichen Dienstbarkeit entsprechend in ihrer Nutzung festgelegt wird. Der 
Vorhabenträger hat nach Veräußerung der Wohnungen eine entsprechende Liste mit den 
Zweckbindungen der einzelnen Wohnungen vorzulegen. Für den Fall des Verzuges wird hier 
eine Vertragsstrafe vereinbart. Zudem wird eine Vertragsstrafe vereinbart für den Fall, dass 
die Eintragung einer beschränkt persönlichen Dienstbarkeit mit der Festlegung der Zweck-
bestimmung der Wohnung nicht erfolgt ist. 
 
Die Erschließung des Vertragsgebietes wird in § 6 des Vertrages geregelt. Hier wird festge-
legt, dass das Bebauungsplangebiet über die Edo-Wiemken-Straße und die Straße Am Alten 
Deich und davon abgehend über eine noch herzustellende private Wegefläche erfolgen wird. 
Der Vorhabenträger verpflichtet sich alsdann zur Herstellung aller im Bebauungsplan vorge-
sehenen öffentlichen und privaten Erschließungsflächen. Die öffentlichen Verkehrsanlagen 
sollen der Stadt kostenfrei ins Eigentum übergeben werden. Hierzu erfolgt vorher eine Ab-
nahme. 
 
Zur Absicherung der Pflichten des Vorhabenträgers für die öffentlichen Erschließungsanla-
gen ist eine Bürgschaft einzureichen, auf die die Stadt Varel im Falle einer Nichtherstellung 
zugreifen kann. Der Vorhabenträger hat sich um die Herstellung der Trinkwasser-, Schmutz-
wasser-, Regenwasser-, Gas-, Elektrizitäts- und Kommunikationsversorgung bzw.  
-entsorgung eigenständig zu kümmern. Alle notwendigen Genehmigungen hierfür hat er ein-
zuholen.  
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Bei den Bauarbeiten anfallender Mutterboden ist in einem nutzbaren Zustand zu erhalten 
und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen. 
 
Der Vorhabenträger hat zudem im Einzelfall auf Verlangen der Stadt Varel Baustoffe unter-
suchen zu lassen. 
 
Für den Fall, dass eine Ertüchtigung äußerer Erschließungsanlagen erforderlich ist, wird dies 
vom Vorhabenträger übernommen. 
 
Der Vorhabenträger verpflichtet sich zudem dazu, dass die private Straßenverkehrsfläche im 
Bebauungsplan Nr. 212 A solange von der Öffentlichkeit genutzt werden kann, bis eine 
Nord-Süd-Verbindung zwischen dem Weg „Am Alten Deich“ und dem Kukshörner Weg reali-
siert worden ist.  
 
Alsdann wird klargestellt, dass die Baufeldfreimachung nur in der Zeit  vom 30.11. bis 28.02. 
erfolgen darf. Zudem dürfen Baumstümpfe erst ab dem 01.06. entfernt werden. 
 
Der Vorhabenträger verpflichtet sich zudem rechtzeitig vor Beginn der Baufeldfreimachung 
die vorgezogenen Ausgleichsmaßnahmen für Mauersegler, Rauchschwalbe und Waldohreu-
le durchzuführen. 
 
Der Wendebereich der Straße „Am alten Deich“ ist zudem so herzustellen, dass Fahrzeuge 
für die Deichsicherung diesen befahren können. Ein entsprechendes Wegerecht ist für den 
II. Oldenburgischen Deichband einzuräumen.  
 
§ 7 des Vertrages regelt die innergebietliche Erschließung sowie den Schallschutz. Der Vor-
habenträger erkennt die Maximalversiegelung mit einer Grundflächenzahl von 0,4 bzw. 0,3 
an und wird dies in Bezug auf die anderen noch aufzustellenden Bebauungspläne berück-
sichtigen. 
 
Im vorliegenden Schallgutachten werden Immissionskonflikte beim Betrieb des Restaurants 
mit Kursaal festgestellt. Insofern verpflichtet sich der Vorhabenträger, die Ergebnisse des 
Schallgutachtens bei den künftigen Planungen beim Umbau des Kursaales zu berücksichti-
gen.  
 
In diesem Zusammenhang verpflichtet sich der Vorhabenträger zudem, bis zum Umbau des 
Kursaales keine Feierlichkeiten mit Musikuntermalung über Zimmerlautstärke durchzuführen. 
Zudem hat die dortige Notausgangstür geschlossen zu bleiben.  
 
Der Vorhabenträger verpflichtet sich außerdem, für den Betrieb der Gastronomieeinrichtung 
die Auflage zu akzeptieren, dass die An- und Ablieferung für den Betrieb in einem Zeitraum 
zwischen 7 Uhr und 20 Uhr durchzuführen ist. Die Öffnungszeiten dürfen einen Zeitraum von 
7 Uhr bis 22 Uhr nicht übersteigen. Des Weiteren verpflichtet sich der Vorhabenträger, dass 
die Ver- und Entsorgungsfahrten des gastronomischen Betriebes nicht über die private Ver-
kehrsfläche erfolgen. Hinsichtlich der Geschwindigkeit verpflichtet sich der Vorhabenträger 
auf Fahrwegen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 212 A sicherzustellen, dass 
Schrittgeschwindigkeit gefahren wird.  
 
Sollte eine gastronomische Nutzung des Kursaales wieder aufgenommen werden, hat der 
Vorhabenträger zur Verkehrslenkung bei Veranstaltungen entsprechend organisatorische 
Maßnahmen auf eigene Kosten durchzuführen. 
 



§ 8 des Vertrages erklärt, dass Leitungspläne  zur Kenntnis genommen worden sind. Des 
Weiteren wird darauf hingewiesen, dass vor Baubeginn rechtzeitig eine Abstimmung mit der 
Deutschen Telekom zu erfolgen hat. 
 
Gemäß § 9 des Vertrages verpflichtet sich der Vorhabenträger, die notwendige Löschwas-
serversorgung auf eigene Kosten durchzuführen.  
 
In § 10 werden die Bauzeiten geregelt. Hierbei wird festgelegt, dass Bautätigkeiten nur mon-
tags bis freitags von 8 Uhr bis 18 Uhr, samstags von 8 Uhr bis 14 Uhr und sonntags gar nicht 
durchgeführt werden dürfen. Ergänzend wird auf die Vorschriften der 32. Verordnung  zur 
Durchführung des Bundesimmissionsschutzgesetzes und der Allgemeinen Verwaltungsvor-
schrift zum Schutz gegen Baulärm hingewiesen sowie eine Vertragsstrafe bei Verstoß ver-
einbart. 
 
Die naturschutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen werden in § 11 des Vertrages insoweit 
geregelt, dass die im Umweltbericht beschriebenen Kompensationsmaßnahmen durchzufüh-
ren sind. Der Insektenlebensraum ist dauerhaft zu sichern, und der Vorhabenträger verpflich-
tet sich zur Weitergabe dieser Verpflichtung in den Kaufverträgen. Das verbleibenden Kom-
penationsdefizit in Höhe von 9.175 Werteinheiten wird im Flächenpool Rabenteich der Stadt 
Varel ausgeglichen. Der Vorhabenträger entschädigt die Stadt Varel hierfür finanziell. Die 
Kompensationsmaßnahmen auf der Fläche am Tangermoorweg sind zudem dauerhaft durch 
eine beschränkt persönliche Dienstbarkeit zu sichern. Des Weiteren wird eine Vertragsstrafe 
bei Nichteinhaltung der Pflichten vereinbart. Zudem verpflichtet sich der Vorhabenträger zur 
Durchführung einer Ersatzaufforstung. Auch hier wird eine Vertragsstrafe bei Nichteinhaltung 
der Pflichten vereinbart. 
 
In § 12 wird die Kostenübernahme im Falle eines Grundwassermonitorings geregelt. 
 
§ 13 regelt, dass der Vorhabenträger die Kosten des Vertrages trägt. 
 
Sollte der Vorhabenträger wechseln, wird in § 14 geregelt, dass dies nur mit Zustimmung der 
Stadt Varel möglich ist. 
 
Nach § 15 stimmt der Vorhabenträger als Eigentümer ausdrücklich den Inhalten des Bebau-
ungsplanes zu.  
 
Der Haftungsausschluss der Stadt Varel hinsichtlich der Aufstellung des Bebauungsplanes 
wird in § 16 geregelt. Hier stellt der Vorhabenträger die Stadt Varel von Schadenersatzan-
sprüchen für den Fall frei, dass sich die Unwirksamkeit des Bebauungsplanes oder der 23. 
Flächennutzungsplanänderung herausstellen sollte. 
 
§ 17 enthält die sogenannte salvatorische Klausel, nach der die Unwirksamkeit einzelner 
Bestimmungen nicht die Wirksamkeit des gesamten Vertrages berührt und sich die Ver-
tragsparteien verpflichten, unwirksame Bestimmungen durch sinngleiche wirksame zu erset-
zen. 
 
§ 18 regelt abschließend, dass der Vertrag mit Rechtskraft des vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplanes oder mit Erteilung einer Baugenehmigung wirksam wird.  
 
 
 


